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In dem Rechtsstreit

Klägerin und Revisionsbeklagte,

hat der 1. Senat des Eundessozialgerichts in der Sit—

zung vom 6. September 1962, an der mitgewirkt haben

Präsident S e h n e i d e r
als Vorsitzender,

Bundesrichter H e y e r . und

Bundesrichter P e n g u i t t
als weitere Berufsrichter,

Eundessozialrichtcr H e r t k o r n und

Bundessozialriehter K u n o l d
als-ehrenamtliche Beisitzer,

ohne mündliche Verhandlung für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Landes;

sozialgeriehts Nordrhein—Westfalen vom 19. Juni 1C57 '

wird zurückgewiesen.

Die Beklagte hat der Klägerin die außergerichtlichen

Kosten auch des Revisioncvcrfehrens zu erstatten.

V o n R e c h t s w e g e n .
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Der ursprüngliche, inzwischen verstorbene_Kläger (Versicherter)

bezog von März 1950 bis zu seinem Tode'im Mai 1961 eine Rente

wegen Berufsunfähigkeit aus der Rente versicherung der Angestell4

ten (AV)° Der Rechtsstreit wird um die Erste geführt, ob diese

Rente um zusätzliche Steigerungsbetrüge nach dem "Gesetz über

die Behandlung der Verfolgten des Nationaleozielisnustes in der

Sozielversieherung" (Verfolgtcnd) von 22° August 1949 zu erhöhen

ist oder nichtt Das Lendessosialgericht (LSG) traf dazu folgende

Feststellungen: ' '
Der Versicherte war Fotografenmeister. Er entrichtete von 1928

bis 1938 freiwillig und von 1939 bis 1945 auf Grund der Versi—
'cherungspflicht für selbständige Handwerker Beiträge zur AV„ Er

war kein Jude° Wegen seines jüdischen Ausschcns wurde er jedoch

unter der nationelsozialistisehen Herrschaft ähnlich wie ein Ju—

de verfolgt und wirtschaftlich geschädigt, letzteres besonders

in der Zeit von Januar 1959 bis September 1942° Er behielt wäh—

rend dieser Zeit seinen Gewerbebetrieb
zwar bei, jedoch gingen

die Einnahmen daraus zurück und erreichten erst Ende 1942 wieder

den früheren — später sogar einen g nstigeren
— 'tend° Die Schü—.y

digung wirkte sich auch in der Beitragsentriehtung zur AV aus,

und zwar derart, daß sich der auf die Beiträge, wie sie der Versi—

cherte für diese Zeit als Pflichtversichcrtcrhättc leisten müssen,

entfallende Steigerungsbetreg rechnerisch um 73,50 BM jährlich b

niedriger stellte als er es nach dem Einkommen, das der Versi—

cherte ohne Verfolgungsmeßnehmen mutmaßlieh erreicht hätte, gewe—

sen wäre° In dem E-tsehädigungsverfahren nach dem nordrhein—vcst—
fälisehen "Lendesgesetz über die Anerkennung der Verfolgtcn und

Geschädigten der nationelsozielistischcn Geweltherrschaft" vom

4„ M“rz 1952 (G 4„3„1952) erkannte die zuständige Wiedergutma—
ehungsbehörde (=chicrungspräsidcnt in Düsseldorf) den Versicher—

ten als "Geschädigten der nati nel*ozielistisehen Gewaltherr:chqft

im Sinne des 5 9 dieses Gesetzes an, weil er "aus Gründen der

Rasse erheblichen wirtschaftlichen Schaden erlitten" habe; eine
Anerkennung als Verfolgter im Sinne dieses Lendcsgesetzes erfolg—

te dagegen nicht° ' '
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Die Beklagte lehnte eine Erhöhung der Rente ab° Sie ist der

Meinung, daß der Versicherte nicht zu den Verfolgten im Sin—

ne des VerfolgtenG gehöre; dies habe bereits die nach den

Wiedergutmachungsgesetzcn zuständige Behörde entschieden;

diese Entscheidung sei auch für das Rentenverfahren bindend,

wie sich aus 5 1 Abs„ 3 des Fremdrenten— und Auslandsrentcn—

gesetzes (FAG) von 7° August 1953 ergebc° Hiergegcn wandte
sich der Versicherte° Das Sozialgericht (SG) wies seine Kla—

ge jedoch ab‚.Das LSG v rpfliehtete dagegen die Beklagte, der

Berechnung der Rente einen um 75,50 LH höheren Gesamtsteige—

rungebetrgg zugrunde zu legen: unter ent: reehender Anwendung

des © 1 Abs„ 1 VerfolgtenG müsse der Versicherte in der So—
zialvcrsieherung, unabhängig von der Entscheidung im allge—

meinen Wiedergutmachungsverfahren, als Verfolgter anerkannt

und entschädigt werden°

Das LSG ließ die Revision zu, Die Beklagte legte Revision ein
und beantragte,

das angefochtene Urteil aufzuheben und die Beru—.

fung des Versicherten gegen das Urteil des SG zu—
rückzuweisen°

Sie rügte eine unriehtige Anwendung des 5 1 Abs“ 1 VerfolgtenG
in Verbindung mit % 1 Abs° 3 FAG durch das Berufungsgericht‚

Gegen die Berechnung des Unterschiedsbetra 3 beim Steigerungs-

betrug (= 75,50 DM) erhob sie keine Einwendung.

Der Versicherte beantragte,_

die Revision zurückzuweiseno

Nach seinem Tode trat, weil Berechtigte im Sinne des 5 65 des

Angestelltenversieherungsg setzes (AVG) nicht vorhanden sind,

die Klägerin als seine Alleinerbin in den Rechtsstreit ein°

Die Revision ist zulässig, aber unbegründcta

Die Gewährung von Leistungen auf Grund des VerfolgtenG setzt

voraus, daß der Versicherte zu den Verfolgten des Nationalso-

zielismusses im Sinne dieses Gesetzes gehört° Verfolgter ist

u„a„ der Versicherte, der in der Zeit vom 30„ Januar 1933 bis

zum 8° Mai 1945 wegen seiner Rasse sein Arbeitsver.ältnis auf—

_ 4 _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 4 _

geben mußte, ohne in ein gleichwertiges eingestellt zu werden

(© 1 Abs„ 1 VerfolgtenG)° Ist bei einem solchen Versicherten die
Rente geringer geworden als sie beim Weiterbestehen des früheren

Arbeitsverhältnisses gewesen wäre, so wird ihm der Unterschied:—

be rag hinzugewährt (@ 4 Abs° 5 VerfolgtenG)° Unter entsprechender

Anwendung dieser Vorschriften hatte der Versicherte einen £ spruch-

auf eine Erhöhung seiner Rente° Dieser Anspruch ist auf die Klä—

gerin übergegangen°

Im Land Nordrhein—Westfalen, in dem der Versicherte lebte, ist die
Eigenschaft als Verfolgter im Sinne des VerfolgtenG von dem für

die Leistungsgcwährung zuständigen Versieherungsträger und im Fal—

le eines geriehtliehen Verfahrens von den Gerichten der Sozialge—

richtsbarkeit festzustellen° Das folgt — mangels einer anderweiti=

gen Regelung im Verfolgtan — schon aus dem Grundsatz, daß die

Versicherungsträger die Voraussetzungen von Ansprüchen aus den
Reehtsgebieten, die ihnen zugewiesen sind, regelmäßig selbst zu

prüfen und darüber in eigener Zuständigkeit zu befinden haben„ Im

übrigen beläßt die nordrhein—westfälisehe Durchführungsverordnung

zum VerfolgtenG vom 150 Mai 1950 diese Entscheidung ausdrücklich

den Versicherungsträgern und überträgt sie nicht; wie es in eini—

gen anderen Bundesländern (28 Hamburg, Hessen) geschehen ist, den

besonderen Fachbch rden für die Wiedergutmachunga Die Zuständigkeit

des VerSicherungsträgers wird auch — jedenfalls für den vorliegen—\

den Rechtsstreit — nicht durch 5 1 Abs° 5 FAG, auf den sich die '
Beklagte bezieht, verlagert° Nach dieser Vorschrift sind die Versi-

eherungsträger, soweit es auf die F ststcllung eines Verfolgungs—

tatbestandes ankommt, an die Entscheidungen der allgemeinen Ent-

sehädigungsbehörden gebunden° Abso'3 des 5 1 FAG steht in engem

— äußeren und inneren —
Zusammenhang mit dem vorausgehenden Abs° 2

E:2bbtmddtdäe Sieh deshalb nur auf ihn beziehen„ 9 1 Absa 2 Nr„ 2

bb FAG finde jedoch in diesem Rechtsstreit keine Anwendung„ Aber

selbst wenn
4 wie die Beklagte annimmt -

5 1 Abs° 3 FAG eine allge—

meinere und weitgehendere Bedeutung haben sollte, so würde seine

Anwendung doch voraussetzenp daß eine Entscheidung der zuständigenÜ

Fachbehörde zu 5 1 Abs„ 1 Verfolgtenü ergengen ist oder ergehen

kann° Das ist jedoch nicht der Fall(] Die Entscheidung des Regie—
rungspräsidenten in Düsseldorf hält sich nur im Rahmen des nord—
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rhein—westfälisehen Gesetzes vom 40 März 1952 und erstreckt

sich niéht auf das VerfolgtenG„ Das läßt sich auch nicht nach—

holcn, weil in Nordrhein-Westfalen den Wiedergutmachungsstel-

len keine Befugnis zu Entscheidungen. nach dem Verfolgtan

übertragen werden ist„ Im übrigen liegt in der Anerkennung

des Versicherten als "Geschädigten der netionslsosielistisehen
Gewaltherrschaft" im Sinne des G 4„3.1952 mittelbar auch eine

Bejahung der Voraussetzungen des @ 1 Abso 1 Verfolgtan■ Das

verkennt die Beklagte in ihrer Revisionsbegriindung° Das 4°3„
1952 unterscheidet nämlich.swisehen "Verfolgten" (51) und "Ge—
schädigten" (@ 9)° Die Tatbestände, die zur Zuerkennung der
Eigenschaft als ”Verfolgter" führen, unterscheiden sich jedoch

im VerfolgtenG einerseits und im G 4„3;1952 sndrerseits° Das

folgt insbesondere aus @6 G 4„5„1952, der bestimmte Perso-
nengruppen von der Möglichkeit, als "Verfolgter" anerkannt zu-
W@rden, ausschließt und für den es im Verfolgtan keine Paral—

lele gibt° Die Versagung der Anerkennung als Verfolgter im Sinne

des G 4„3„1952 bedeutet deshalb nicht, daß damit zugleich auch
die Anerkennung als Verfolgter im Sinne des Verfolgtcnd Ver—“I

egt werden ist° Auch wenn die Verfolgteneigenseheft nach dem

G 4°3.1952 verneint wird, bleibt eine Bejehung dieser Eigen—
schaft nach dem VerfolgtenG möglich° Das kann besonders dann

der Fall sein, wenn bereits eine Anerkennung als "Geschädigter"

im Sinne des G 4„3„1952 vorliegt° Diese Entscheidung erfordert

nach 5 9 des Gesetzes "nationalsozialistisehe Maßnahmenaus
Gründen des Rasse” und den Eintritt eines "erheblichen wirt—

schaftlichen Schadens”° Das sind Tatbestendsmerkmele, die denen

des 5 1 Abs" 1 VerfolgtenG, soweit er für den torliegcnden

Boch sstreit in Betracht kommt, vergleichbar sind und inhalt—
lich entsprechen° Sinngemäß liegt daher in der Anerkennung als

"Gesehädigter" mit eine Feststellung der tatsächlichen Voraus-

setzungen des @ 1 A 30 1 VerfolgtenGé Die Beklagte kann ihre
Ablehnung deshalb nicht damit begründen, daß der Regierungsprä—

sident in Düsseldorf den Versicherten nicht als "Verfolgten“ en—
erkannt habe9 und sie an dessen Entscheidung gebunden : io Sie
verkcnnt dabei einmal die Tragweite des @ 1 Abs„ 3 FAG und über—‘

sieht außerdem, daß der Regierungspräsident den Begriff "Ver-
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folgter" in einem anderen, unterschiedlichen Sinne gebraucht hat,
Die Beklagte hätte vielmehr selbst prüfen müssen, ob der V rsieher—

'te die Voraussetzungen des 5 1 Abs° 1 Verfolgtan erfülltco

Diese Prüfung hat das Berufungsgericht nachgeholt und mit Recht

die Verfolgteneigensehaft des Versicherten bejaht Die Begründung

für diese Entscheidung ergibt sich zwar nicht unmittelbar aus dem

hortleut des 9 1 Abs° 1 VerfolgtenG
, wohl aber aus d seen Sinn und

Zweck° Der Versicherte war kein Jude, doeh müssen zu den Versicher—

ten, die "wegen ihrer Rasse" verfolgt w rdcn sind, auch jene ge—

rechnet werden, die, ohne Juden zu sein, als solche behandelt wur—

den° Das ist im allgemeinen Entsehädigungsrccht anerkannt (@ 1

Abs° 3 Nr° 3 des Bundesentschädigungsgesotzes — BBG —) und muß

im Grundsatz auch für das Gebiet der Sozialvers ieherung gelten°
Der Senat hät schon mehrfach entschieden, daß bei der Auslegung

des Verfolgtan die allgemeinen Rechtsgedanken des Entschädigungs—

rechts mit zu berücksichtigen sind (@ 138 BBG; BSG 10,113)o Der
Versicherte stand als selbständiger Handwerksmeister auch in kei—

nem "ArbeitSVerhältnis" und konnte deshalb nicht gezwungen werden,

ein minderentlohntes aufzunehmen° Aber eine zweekentsprechende Ge—

setzesenwendung verlangt in diesem Zusammenhang gleichfalls eine

über den Wortlaut hinausgehende, erweiternde Auslegung; auf diese

Weise können die pflichtversiehertcn Selbständigen, die insoweit
_

sonst von einer Entse ehädigung in der Sozialversieherung ausgeschlos—

Sen waren, mit in den Kreis der Berechtigten einbezogen \crdcn° In

% 1 Abs° 1 Verfolgtan beziehen sich die Tatbost endsmorkmelc "Haft"

und "Flucht" auf all 0 Ver sicherten, also auch auf die Selbständi-

gen, Durch die Verve n eung des Begrifls "J“bcitsverhalunis” findet

— dem Wortlaut nach — o1no Einongung statt, die mit dem week des

'Gesetzes nicht über011-wtimmt u:1d für die kein sinnvoller Grund er—
kennbar ist, Die pfli chtversi her ten Seloständig

gen, die aus ihrer
selbständigen L1.cibste„1gle1t verdrängt oder in deren Ausübung

wesentlich beschränkt :orden sind, müssen in der So: iclvers icherung

'ebcniells als Verfolgte anerkannt werden können, wie es auch im

allgemeinen Entsehädigungsrccht vorgesehen ist (@ 66 Abs° 1 BBG)°
Die Verdrängung aus einer selbständigen Erwerbstätigkeit gleicht

dem Zwang zur Aufgabe des Arbeit sverhältn ses und eine Seehädigene

de Besch1änkung der selbständigen Br :erb: Mt gkeit ent richt
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dem Zwang, nur ein mindcrentlohntes Arbeitsvcrhältnis einge—

hen zu dürfen°

Bei dieser Auslegung des VerfolgtenG ist der Versicherte als
Verfolgter anzucrkennen° Er hatte einen Anspruch auf einen Un—

terschiedsbctrag nach 5 4 Abs“ 5 VerfolgtenG, der vom Beru-

fungsgericht bedenkcnfrei auf 73,50 DM berechnet werden ist°

Das Urteil des LSG erweist sich deshalb im Ergbbnis als rich-

tig, die Revision als unbegründet (@@170 Abs„ 1, 193 des So—

zielgerichtsgcsetzes)„
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